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Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung  
gemäß § 46 Abs. 1 GO LT 

mit Antwort der Landesregierung 

Anfrage der Abgeordneten Heike Koehler und Martina Machulla (CDU) 

Antwort des Niedersächsischen Kultusministeriums namens der Landesregierung  

Umwandlung geförderter Krippenplätze in Integrationsplätze erleichtern? 

Anfrage der Abgeordneten Heike Koehler und Martina Machulla (CDU), eingegangen am 
14.09.2026 - Drs. 19/11615, 
an die Staatskanzlei übersandt am 18.09.2026 

Antwort des Niedersächsischen Kultusministeriums namens der Landesregierung vom 19.10.2026 

 

Vorbemerkung der Abgeordneten 

In den vergangenen Jahren wurden in Niedersachsen mit Landesmitteln zusätzliche Krippenplätze 
geschaffen. Die Investitionsprogramme waren ein Beitrag, um dem damaligen Mangel an Betreu-
ungsplätzen zu begegnen. 

Inzwischen hat sich die Bedarfslage verändert. Während die Nachfrage nach Krippenplätzen in ein-
zelnen Regionen aufgrund der demografischen Entwicklung zurückgeht, steigt gleichzeitig der Bedarf 
an Integrationsplätzen für Kinder mit besonderem Unterstützungsbedarf. Zahlreiche Träger und 
Kommunen verfügen bereits über geeignete Räumlichkeiten und entsprechend qualifiziertes Perso-
nal, können diese vorhandenen Kapazitäten jedoch häufig nicht bedarfsgerecht nutzen. 

In der Praxis stehen einer Umwandlung geförderter Krippenplätze in Integrationsplätze oftmals be-
stehende Zweckbindungsfristen oder mögliche Rückforderungen früherer Investitionsförderungen 
entgegen. Gleichzeitig wurden in den vergangenen Jahren Fachkräfte für die inklusive Betreuung 
erfolgreich qualifiziert. Deren Kompetenzen können jedoch vielfach nicht eingesetzt werden, weil 
entsprechende Integrationsplätze fehlen. 

Vor dem Hintergrund sinkender Geburtenzahlen und gleichzeitig steigender Bedarfe in der inklusiven 
Betreuung stellt sich die Frage, ob die bestehenden Förderstrukturen noch den tatsächlichen Anfor-
derungen entsprechen oder einer bedarfsgerechten Nutzung bereits vorhandener Kapazitäten ent-
gegenstehen. Eine flexiblere Nutzung bestehender Einrichtungen könnte gegebenenfalls dazu bei-
tragen, zusätzliche Integrationsplätze zu schaffen, ohne neue Gebäude errichten zu müssen. Dabei 
ist zu prüfen, welche finanziellen Auswirkungen eine solche Umwandlung für das Land, die Kommu-
nen und die Träger hätte. 

 

Vorbemerkung der Landesregierung 

Die Gesamtverantwortung für die Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und somit auch für 
Kinder mit einer Behinderung, für die ein heilpädagogischer Förderbedarf von mindestens zehn Stun-
den wöchentlich festgestellt worden ist, obliegt den örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe. 
Die Gesamtverantwortung umfasst die Verpflichtung, die erforderlichen und geeigneten Betreuungs-
plätze einschließlich der zum Betrieb der Betreuungsplätze erforderlichen Personalausstattung zur 
Verfügung zu stellen.  

Im Rahmen ihrer Planungsverantwortung stellen die örtlichen Träger jährlich zum 1.Oktober den ak-
tuellen Bestand und für die nächsten sechs Jahre den Bedarf an Plätzen in Kindertageseinrichtungen 
und in der Kindertagespflege in ihrem Zuständigkeitsbereich fest und planen auf dieser Grundlage 
sowie unter Berücksichtigung der demografischen und gesellschaftlichen Entwicklungen den zukünf-
tigen Aus- oder Abbau von Betreuungsplätzen. Nach § 21 Niedersächsisches Kindertagesstättenge-
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setz (NKiTaG) in Verbindung mit §§ 28, 29 DVO-NKiTaG werden die festgestellten Bedarfe und Pla-
nungsdaten dem Kultusministerium bis zum 15. Januar des Folgejahres übermittelt. Aus den in 2026 
übermittelten Daten ergeben sich in den niedersächsischen Kommunen sehr unterschiedliche Be-
darfe für den weiteren Ausbau und auch Abbau von Plätzen für Kinder unter 3 Jahren. Im landeswei-
ten Durchschnitt wurde für Kinder unter 3 Jahren ein Ausbaubedarf von 7 % für das Kindergartenjahr 
2026/2027 festgestellt. Dies schließt jedoch nicht aus, dass in einzelnen Kommunen die Anzahl der 
zur Verfügung stehenden Betreuungsplätze den aktuellen Bedarf übersteigt. 

Seit 2008 wurden Investitionen in den Ausbau von Betreuungsplätzen für Kinder unter 3 Jahren über 
verschiedene Förderrichtlinien des Landes unterstützt. Die Zuwendungen waren an die Bedingung 
geknüpft, dass die Fördermittel für bauliche Maßnahmen für die Dauer von 25 Jahren für Betreu-
ungsplätze für Kinder unter 3 Jahren genutzt werden. Aufgrund der demografischen Entwicklungen 
während der laufenden Zweckbindungsfristen haben sich in zahlreichen Kommunen veränderte Be-
darfslagen hinsichtlich der zu betreuenden Altersgruppe ergeben. Darauf hat das Land reagiert, in-
dem es im April 2025 die Möglichkeit eröffnet hat, eine Flexibilisierung des Förderzwecks zu bean-
tragen. Konkret kann seitdem insbesondere für Betreuungsplätze für Kinder unter 3 Jahren, die über 
die Richtlinie RAT V gefördert wurden, eine Belegung mit Kindern über 3 Jahren bzw. die Umwand-
lung einer Krippengruppe in eine Kindergartengruppe oder altersstufenübergreifende Gruppe bean-
tragt werden, sodass hieraus keine Rückzahlungspflicht von Fördermitteln resultiert.  

Da sich die Richtlinien aus Bundesmitteln der Investitionsprogramme „Kinderbetreuungsfinanzie-
rung“ finanzieren und diese Investitionsprogramme überwiegend an die Auflage geknüpft sind, mit 
den Mitteln ausschließlich Betreuungsplätze für Kinder unter 3 Jahren zu fördern, kommt die Flexibi-
lisierungsmöglichkeit insbesondere für die Richtlinie RAT V in Betracht.  

Die beschriebene Zweckbindung bezieht sich auf die Altersgruppe der Kinder. Bei der Umwandlung 
einer Krippengruppe in eine integrative Krippengruppe wird die Zweckbindung weiterhin gewahrt. Sie 
macht jedoch die Änderung der bestehenden Betriebserlaubnis erforderlich.  

Darüber hinaus gilt für investiv geförderte Betreuungsplätze in Kindertageseinrichtungen seit Inkraft-
treten der geänderten Verwaltungsvorschriften (VV/VV-Gk zu § 44 LHO) am 1. Januar 2026 eine 
verkürzte Zweckbindungsfrist von zwölf Jahren für durchgeführte Baumaßnahmen, sodass bei den 
Förderungen durch die älteren Richtlinien Zweckbindungsfristen in vielen Fällen bereits ausgelaufen 
sind. 

  

1. Wie viele mit Landesmitteln geförderte Krippenplätze unterliegen derzeit noch einer 
Zweckbindung (bitte nach Landkreisen, kreisfreien Städten und Region Hannover auf-
schlüsseln)? 

Einbezogen in die Beantwortung werden die vom Kultusministerium erlassenen Richtlinien „Richtlinie 
über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Investitionen im Bereich der Kinderbe-
treuung der unter Dreijährigen“, kurz RIK, und die „Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen 
für den Ausbau der Tagesbetreuung für Kinder unter drei Jahren“, kurz RAT I bis V. 

Insgesamt unterliegen derzeit noch 33 168 Betreuungsplätze für Kinder unter 3 Jahren in Kinderta-
gesstätten der zwölfjährigen Zweckbindungsfrist. In der beigefügten Anlage wird eine Aufschlüsse-
lung nach den örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe vorgenommen. Eine Aufschlüsselung 
nach Landkreisen, kreisfreien Städten und der Region Hannover war dagegen in der Kürze der für 
die Beantwortung einer Kleinen Anfrage zur schriftlichen Beantwortung zur Verfügung stehenden 
Zeit aufgrund des damit verbundenen erheblichen Aufwandes nicht möglich.  

Im Rahmen der RAT II sind mittlerweile 4 722 der geförderten Betreuungsplätze aus der zwölfjähri-
gen Zweckbindungsfrist entfallen. In der RAT I sind 1 773 Betreuungsplätze aus der Zweckbindungs-
frist entfallen. In der RIK ist bereits ein überwiegender Teil der Betreuungsplätze aus der Zweckbin-
dungsfrist entfallen. Diese Plätze wurden bei der Ermittlung der vorgenannten Gesamtzahl nicht mehr 
berücksichtigt.  

Im Rahmen der RAT V wurden 1 350 ursprünglich für Kinder unter 3 Jahren geförderte Betreuungs-
plätze förderunschädlich in Betreuungsplätze für Kinder über 3 Jahren umgewandelt. Diese Plätze 
unterliegen jedoch weiterhin der zwölfjährigen Zweckbindungsfrist. 



Niedersächsischer Landtag – 19. Wahlperiode Drucksache 19/xxxx 

 

3 

 

2. Wie viele Träger haben seit 2020 die Umwandlung geförderter Krippenplätze in Integrati-
onsplätze beantragt (bitte getrennt nach Jahren aufschlüsseln)? 

Die Umwandlung von Krippen- in Integrationsplätze bzw. Krippengruppen in integrative Gruppen wird 
im Rahmen der laufenden Aufgabenerledigung bearbeitet. Eine gesonderte Erfassung der Fälle im 
Hinblick auf eine mögliche vorherige Förderung der Plätze erfolgt jedoch nicht, sodass insoweit keine 
strukturiert erfassten Daten vorliegen.  

 

3. In wie vielen Fällen wurden seit 2020 Zweckbindungsregelungen angepasst oder Aus-
nahmen zugelassen? 

Es wird auf die Vorbemerkung der Landesregierung sowie auf die Antworten zu den Fragen 1 und 2 
verwiesen. 

 

4. Welche Förderprogramme beziehungsweise Förderrichtlinien enthalten derzeit Regelun-
gen, die einer Umwandlung geförderter Krippenplätze in Integrationsplätze entgegenste-
hen? 

Für die Beurteilung, ob die Umwandlung eines geförderten Krippenplatzes in einen Integrationsplatz 
förderschädlich ist, ist lediglich die Altersgruppe der Kinder von Bedeutung, nicht hingegen, ob eine 
Umwandlung in reguläre oder integrative Betreuungsplätze erfolgt.  

Die Umwandlung von Krippenplätzen in integrative Krippenplätze ist somit für alle investiven Förder-
richtlinien RIK, RAT I, RAT II, RAT III, RAT IV und RAT V förderunschädlich möglich, da die Krippen-
gruppe als solche fortbesteht und sich durch die Aufnahme eines Krippenkindes oder mehrerer Krip-
penkinder mit Behinderung unter Berücksichtigung der Vorgaben NKiTaG lediglich die Zahl der 
Plätze reduziert.  

Bei den Richtlinien RAT I, RAT III und RAT V kann darüber hinaus förderunschädlich auch eine 
Umwandlung von Krippenplätzen in (integrative) Kindergartenplätze vorgenommen werden, weil der 
Bund die Fördermittelvergabe nicht konkret an die Altersgruppe der Kinder geknüpft hatte, sodass 
von der Flexibilisierungsmöglichkeit Gebrauch gemacht werden kann.  

Bei den Richtlinien RIK, RAT II und RAT IV ist die Umwandlung von Krippenplätzen in (integrative) 
Betreuungsplätze einer anderen Altersstufe hingegen förderschädlich, da die Vorgaben des Bundes 
die Vergabe der Fördermittel ausschließlich an die Schaffung von Betreuungsplätzen für Kinder im 
Alter unter drei Jahren knüpfen.  

Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung der Landesregierung verwiesen. 

 

5. Welche finanziellen Rückforderungen können bei einer Nutzungsänderung entstehen? 

Im Falle einer förderschädlichen Nutzungsänderung wird die bereits erfüllte Zweckbindungsdauer bei 
der Berechnung des Erstattungsbetrages berücksichtigt, sodass nur der auf die noch verbleibende 
Zweckbindungsdauer entfallende Anteil zu erstatten ist. 

Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung der Landesregierung und die Antwort zu Frage 4 verwiesen. 

 

6. In wie vielen Fällen wurden seit 2020 tatsächlich Rückforderungen aufgrund einer Nut-
zungsänderung geltend gemacht und in welcher Höhe? 

Die Umwandlung einer Krippengruppe in eine Kindergartengruppe oder altersstufenübergreifende 
Gruppe macht eine neue Betriebserlaubnis erforderlich. Die Krippengruppe wird zunächst formal ge-
schlossen. Antragsteller sind nicht verpflichtet, die einer Gruppenschließung zugrunde liegenden 
Gründe mitzuteilen. Somit lässt sich anhand der vorliegenden Daten über Gruppenschließungen 
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nicht bestimmen, in welchen Fällen eine förderschädliche Umwandlung von Betreuungsplätzen aus-
schlaggebend für die Gruppenschließung war.  

 

7. Sieht die Landesregierung rechtliche Möglichkeiten, bestehende Zweckbindungen zu lo-
ckern oder aufzuheben, wenn dadurch zusätzliche Integrationsplätze geschaffen werden 
können? 

Die rechtlichen Möglichkeiten zur Lockerung der in Bezug auf die Altersgruppe der Kinder bestehen-
den Zweckbindung sind ausgeschöpft.  

Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung der Landesregierung sowie auf die Antwort zu Frage 4 ver-
wiesen. 

 

8. Plant die Landesregierung eine Anpassung der bestehenden Förderrichtlinien an die ver-
änderte Bedarfslage? Wenn ja, in welchem Zeitraum? 

Sämtliche investive Förderrichtlinien zur Schaffung von Betreuungsplätzen sind ausgelaufen. Eine 
Anpassung der Richtlinien scheidet daher aus. 

Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung der Landesregierung und die Antwort zu Frage 7 verwiesen. 

 

9. Wie bewertet die Landesregierung die Entwicklung der Nachfrage nach Krippenplätzen 
und Integrationsplätzen in Niedersachsen? 

Insgesamt sinkt die Zahl der Kinder unter 3 Jahren in Kindertagesbetreuung seit mehreren Jahren. 
Es obliegt den örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe, im Rahmen ihrer Zuständigkeit für die 
Bedarfsplanung und die Bereitstellung von Betreuungsplätzen für Kinder mit und ohne Behinderun-
gen auf diese Entwicklung zu reagieren.  

Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung der Landesregierung verwiesen.  

 

10. Wie viele Integrationsplätze fehlen nach Kenntnis der Landesregierung derzeit in Nieder-
sachsen (bitte regional aufschlüsseln)? 

Es wird auf die Vorbemerkung der Landesregierung sowie auf die Antwort zu Frage 11 verwiesen.  

 

11. Wie viele Kinder warten derzeit auf einen Integrationsplatz oder eine integrative Betreu-
ung (bitte nach Landkreisen, kreisfreien Städten und Region Hannover aufschlüsseln)? 

Das Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung hat lediglich die Rechtsaufsicht 
über die Eingliederungshilfe-Leistungen an Kinder und Jugendliche. Die sachliche Zuständigkeit liegt 
seit dem 01.01.2020 bei den örtlichen Trägern der Eingliederungshilfe (Landkreise, kreisfreie Städte 
und die Region Hannover). Die entsprechenden Daten liegen der Landesregierung daher nicht vor.  

Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung der Landesregierung sowie die Antwort zu Frage 9 verwiesen.  

 

12. Wie lange dauert durchschnittlich die Bearbeitung eines Antrags auf Umwandlung eines 
geförderten Krippenplatzes in einen Integrationsplatz?  

Eine statistische Erfassung der Bearbeitungsdauer von Anträgen auf Umwandlung einer Krippen-
gruppe in eine integrative Gruppe erfolgt nicht. Die Dauer der Bearbeitung hängt von den Umständen 
des jeweiligen Einzelfalls ab. Maßgeblich hierfür ist insbesondere die Vollständigkeit der für die Ent-
scheidung erforderlichen Unterlagen. Liegen diese vollständig vor, kann der Antrag zeitnah bearbei-
tet werden. 
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13. Welche Förderprogramme bestehen derzeit für die Schaffung zusätzlicher Integrations-
plätze? 

Es gibt aktuell keine Förderprogramme des Landes, mit denen Investitionen in zusätzliche Betreu-
ungsplätze gefördert werden. Es ist jedoch beabsichtigt, ein neues Investitionsförderprogramm für 
die Bereiche Kindertagesbetreuung und Ganztagsbetreuung aufzulegen, dessen Ausgestaltung sich 
noch in der Abstimmung befindet. 

 

14. Welche Hemmnisse bei der Umwandlung bestehender Krippenplätzte in Integrations-
plätze wurden der Landesregierung von Kommunen, freien Trägern oder den kommuna-
len Spitzenverbänden gegebenenfalls benannt?   

Im Rahmen der Umwandlung bestehender Krippenplätze bzw. Krippengruppen in integrative Grup-
pen sind Anpassungen der personellen Ausstattung erforderlich. Darüber hinaus können räumliche 
und sächliche Anpassungen erforderlich werden. Das Landesjugendamt berät die örtlichen Träger 
sowie die Träger von Kindertageseinrichtungen hierzu im Einzelfall.  

Hinsichtlich der personellen Ausstattung ist die Sicherstellung der heilpädagogischen Förderung zu 
gewährleisten. Die heilpädagogische Förderung nach § 16 Satz 1 Nr. 1 DVO-NKiTaG wird gemäß 
§§ 17 Abs. 1 S. 1, 18 Abs. 2 (i. V. m. § 19 Abs. 1) DVO-NKiTaG sichergestellt, wenn über die perso-
nelle Mindestausstattung nach § 11 NKiTaG hinaus eine pädagogische Fachkraft nach § 9 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 6 oder 7 NKiTaG oder eine pädagogische Fachkraft nach § 17 Abs. 2 oder 3 DVO-NKiTaG 
in einem bestimmten Umfang tätig ist. Aus der Beratungspraxis heraus sind Herausforderungen beim 
Vorhalten und bei der Gewinnung entsprechend qualifizierter Fachkräfte bekannt. 

Mit der Umwandlung von Krippengruppen in integrative Krippengruppen geht eine Reduzierung der 
Anzahl der Plätze einher.  

 

15. Wie viele heilpädagogische beziehungsweise für inklusive Betreuung qualifizierte Fach-
kräfte werden nach Kenntnis der Landesregierung derzeit nicht entsprechend ihrer Qua-
lifikation eingesetzt, weil Integrationsplätze fehlen? 

Der Landesregierung liegen keine Informationen dazu vor, ob oder in welchem Umfang Fachkräfte 
mit einer Qualifikation für inklusive Betreuung nicht entsprechend ihrer Qualifikation eingesetzt sind. 
Die Verantwortung für den Einsatz des Personals obliegt im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben den 
Trägern der Kindertageseinrichtungen.  

Staatlich anerkannte Heilpädagoginnen und staatlich anerkannte Heilpädagogen sowie staatlich an-
erkannte Heilerziehungspflegerinnen und staatlich anerkannte Heilerziehungspfleger sind nach § 9 
Abs. 2 Satz 1 Nrn. 6 und 7 NKiTaG pädagogische Fachkräfte und erfüllen somit sowohl die Anforde-
rungen, um die heilpädagogische Förderung nach § 16 Satz 1 Nr. 1 DVO-NKiTaG sicherzustellen als 
auch nach § 10 Abs. 1 und 2 NKiTaG die Leitung einer Kindertagestätte sowie die Leitung einer 
Kernzeitgruppe zu übernehmen. Der Einsatz dieser Kräfte in Gruppen mit Kindern mit Behinderung 
entspricht somit ebenso ihrer Qualifikation, wie ein Einsatz in Gruppen mit Kindern ohne Behinde-
rung.  

Im Übrigen wird auf die Vorbemerkung der Landesregierung verwiesen.  

 

16. Wie bewertet die Landesregierung die Wirtschaftlichkeit weiterer Investitionsförderun-
gen für neue Betreuungsplätze, solange bestehende geförderte Kapazitäten aufgrund 
von Zweckbindungen nicht an die aktuelle Bedarfslage angepasst werden können? 

Bei den bisherigen Investitionsförderungen waren die Förderungen teilweise an die Altersgruppe der 
Kinder gekoppelt, sodass eine Umwandlung in Betreuungsplätze einer anderen Altersgruppe förder-
schädlich war bzw. ist. Die Ausgestaltung etwaiger zukünftiger Förderprogramme ist abhängig von 
dann jeweils zugrunde liegenden Rahmenbedingungen, sodass eine allgemeine Aussage zur Wirt-
schaftlichkeit zukünftiger Förderprogramme nicht möglich ist.   

https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/cite/6f89b6b4-6c8a-339f-8828-a6bccb356fa2
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17. Welche zusätzlichen Investitionen könnten nach Einschätzung der Landesregierung ge-
gebenenfalls vermieden werden, wenn bestehende geförderte Krippenplätze flexibler in 
Integrationsplätze umgewandelt werden könnten? 

Eine Umwandlung geförderter Krippenplätze in Integrationsplätze ist in vielen Fällen möglich.  

Im Übrigen wird auf die Antworten zu den Fragen 4, 11, 12, 14 und 16 verwiesen. 

 

18. Welche Möglichkeiten sieht die Landesregierung gegebenenfalls, bestehende räumliche 
und personelle Ressourcen künftig flexibler zu nutzen, um auf die demografische Ent-
wicklung und einen steigenden Bedarf an Integrationsplätzen reagieren zu können? 

Es wird auf die Vorbemerkung der Landesregierung und die Antwort zu Frage 9 verwiesen.  

 

19. Welche Auswirkungen erwartet die Landesregierung auf die inklusive Kinderbetreuung, 
wenn bestehende Krippenkapazitäten künftig einfacher in Integrationsplätze umgewan-
delt werden könnten? 

Es wird auf die Vorbemerkung der Landesregierung sowie auf die Antworten zu den Fragen 9 und 
17 verwiesen. 

 

(verteilt am      ) 
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